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auf, um ihre Projekte alleine durchzuführen. 
Dies ist aber nicht nachhaltig. Ohne die Fä-
higkeit, Projekte selbst zu identifizieren und 
umzusetzen, kann kein Ownership vor Ort 
entstehen. Um die Kapazitäten der staatli-
chen Stellen nachhaltig zu stärken, hätte es 
einer geordneten Reorganisation der staatli-
chen Kerninstitutionen und Anreize bedurft, 
unerfahrene Fach- und Führungskräfte aus 
dem Staatsdienst zu entfernen. Die Fachkräf-
teausbildung hätte systematischer erfolgen 
müssen. Sowohl im Parlament als auch in der 
Regierung gibt es bis heute viele hochrangige 
Personen, die als unqualifiziert oder korrupt 
gelten. Die Gefahren von Korruption und In-
effizienz wurden zulange ignoriert.

Die Entwicklungsstrategie hatte zu viele 
Ziele, die nicht alle gleichzeitig mit Aussicht 
auf Erfolg angegangen werden konnten. Da-
durch wurden falsche Hoffnungen geweckt. 
Die Mehrheit der Bevölkerung lebt vom Pri-
vatsektor (Landwirtschaft und Handwerk), 
der Arbeitsplätze und Einkommen schafft. 
Direkt oder indirekt leistet dieser Sektor 
auch den Löwenanteil zu den Staatseinnah-
men. Die Rehabilitierung bestehender priva-
ter Produktionskapazitäten in der Landwirt-
schaft und im Dienstleistungssektor sowie 
die Schaffung von Arbeitsplätzen hätten da-
her höherer Priorität bedurft. Damit wäre es 
für die Taliban auch schwieriger geworden, 
Unterstützung und Mitwirkung in der Grup-
pe der Ärmsten zu gewinnen. 

Weder die afghanische Regierung noch das 
Militär oder die Entwicklungshilfeinstituti-
onen haben die Bedeutung eines kontinuier-
lichen, realistischen und gemeinsamen Mo-
nitorings der Gesamtstrategie erkannt und 
entsprechend unterstützt. Stattdessen haben 
die Geber ihr eigenes kleinteiliges Projekt-
monitoring betrieben, ohne die afghanische 
Regierung über die Erreichung ihrer Ergeb-
nisse anhand geeigneter Zielindikatoren zu 
informieren. Auf Beamten- und Experten
ebene hätte man – bis das statistische System 
funktioniert – ein gemeinsames Monitoring 
auf Makro-, Sektor- und Provinzebene be-
treiben müssen. Diese Kontroll- und Aus-
tauschmechanismen sind fundamental, sollen 
Fehlentwicklungen frühzeitig identifiziert 
und politisch bearbeitet werden.
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Die internationale Aufmerksamkeit gilt 
im Nahen Osten derzeit den schwer 

prognostizierbaren Ereignissen in Syrien 
und Ägypten. Die an-
fänglichen Hoffnun-
gen sind angesichts 
der Entwicklungen in 
den postrevolutionä-
ren Ländern der Er-
nüchterung gewichen. 
Nichtsdestotrotz liegt 
im Folgenden das Au-
genmerk auf einer für die Zukunft der Regi-
on nicht weniger bedeutenden Entwicklung: 
die Rolle der Kurden. ❙1 Laut Schätzungen le-
ben bis zu 30 Millionen Kurden im Länder-
viereck Türkei, Irak, Iran und Syrien.  ❙2 Die 
überwiegend sunnitischen Kurden reprä-
sentieren das größte Volk der Welt ohne ei-
nen eigenen Staat. ❙3 In den meisten Heimat-
ländern existiert folglich wenig Interesse an 
einer kurdischen Eigenständigkeit, Auto-
nomie oder föderativen Staatsstrukturen. 
Im Gegenteil: In der Vergangenheit war die 
Bevölkerungsgruppe systematischer Aus-
grenzung und Diskriminierung, aber auch 
massiver Verfolgung und Unterdrückung 
ausgesetzt. ❙4 

Mit den aktuellen Ereignissen im Nahen 
Osten erhält die Kurden-Frage (wieder) ei-
nen besonderen Stellenwert. In der welt-
weiten Berichterstattung ist stellenweise die 
Rede von einem „Kurdischen Frühling“ oder 
einer „kurdischen Renaissance“. ❙5 Im Nord
irak genießen die Kurden durch die Autono-
me Region Kurdistan (ARK) bereits seit eini-
gen Jahren relative Autonomie; der Rückzug 
der Truppen Baschar al-Assads aus den kur-
dischen Siedlungsgebieten in Syrien hat dem 
Autonomiebestreben der syrischen Kurden 
weiteren Auftrieb gegeben; und letztlich 
stärkte auch die im März 2013 erfolgte Waf-
fenruhe zwischen der PKK (Arbeiterpartei 
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Kurdistans) und der türkischen Regierung 
bei den türkeistämmigen Kurden wieder den 
Glauben an eine friedliche Lösung der Kur-
den-Frage. Die Euphorie über einen „Kur-
dischen Frühling“ ist zwar übertrieben, hat 
aber einen wahren Kern: Während sich die 
regionalen geopolitischen Parameter der ver-
gangenen Jahrhunderte größtenteils zuun-
gunsten kurdischer Autonomiebestrebungen 
auswirkten, kehren die Kurden im 21. Jahr-
hundert als Akteur auf die regionale Bühne 
zurück – scheinen gar zu den „Gewinnern“ 
der aktuellen Unsicherheiten im Nahen Os-
ten zu gehören. 

Selbstbewusste Kurden im Irak. Die Kur-
den im Nordirak sind die einzigen, die po-
litische Autonomie in ihrem „unsichtbaren 
Kurden-Staat“  ❙6 genießen. Die 2005 verab-
schiedete irakische Verfassung erkennt of-
fiziell den Status der kurdischen Autono-
miebehörde, das Parlament Kurdistans und 
Kurdisch als Amtssprache an. Viele wichtige 
Entscheidungsträger des irakischen Staates 
sind kurdischer Herkunft, wie etwa Staats-
präsident Dschalal Talabani oder Außen-
minister Hoschjar Zebari. Ebenso ist ihre 
wirtschaftliche Eigenständigkeit weit fort-
geschritten: Der ARK stehen 17  Prozent 
der irakischen Staatseinnahmen zu (rund 
13  Milliarden US-Dollar). ❙7 Die drei boo-
menden kurdischen Provinzen Dohuk, Ar-
bil und Sulaimaniyya sind mit zwölf Pro-
zent Wirtschaftswachstum gemessen am 
Pro-Kopf-Einkommen die am weitesten 
prosperierenden Städte Nordiraks. Mit 50 
transnationalen Unternehmen (darunter vie-
le  türkische) hat die ARK bereits Verträge 

❙1  	Vgl. Michael M. Gunter, Historical Dictionary of 
the Kurds, Lanham, MD 2011.
❙2  	Vgl. The CIA World Factbook: www.cia.gov/lib-
rary/publications/the-world-factbook/ (9. 7. 2013). 
❙3  	Vgl. Martin Strohmeier/Lale Yalçın-Heckmann, 
Die Kurden, München 2010. 
❙4  	Vgl. Mehtap Söyler, Der demokratische Reform-
prozess in der Türkei, in: APuZ, (2009) 39–40, 
S. 6 f.
❙5  	Vgl. Harvey Morris, A Kurdish Spring on Many 
Fronts, in: International Herald Tribune vom 21. 3. ​
2013; Jackson Diehl, In Iraq, an Kurdish renaissance, 
in: Washington Post vom 14. 4. 2013; Themenschwer-
punkt in: Zenith, (2013) 4, S. 16–47.
❙6  	Quil Lawrence, Invisible nation, New York 
2009.
❙7  	Vgl. James Dingley, Kurdistan zwischen Autono-
mie und Selbstverantwortung, in: APuZ, (2011) 9, 
S. 31–36. 

abgeschlossen.  ❙8 Darüber hinaus existieren 
über zehn Universitäten im Nordirak und 
zwei internationale Flughäfen, über die sich 
die Kurden-Region weltweiten Anschluss 
erhofft.  ❙9

Dieser positiven inneren Entwicklung 
steht allerdings eine negative Dynamik in 
den Beziehungen zwischen der ARK und 
der irakischen Zentralregierung gegenüber. 
Territorialkonflikte sowie Streitigkeiten in 
Sicherheits- und Wirtschaftsfragen bestim-
men die politische Agenda. Bei den Gebiets-
konflikten geht es um die Kontrolle über die 
in der Verfassung als „umstritten“ definier-
ten Regionen, insbesondere die ölreichen 
Städte Kirkuk und Mosul.  ❙10 Immer wieder 
eskalieren diese Grenzkonflikte, wie etwa 
im März 2013, als sich irakische Infanterie- 
und Panzereinheiten und kurdische  Pesch-
merga-Kämpfer gegenüberstanden. Ein wei-
terer Streitpunkt ist die Verteilung der 
Öl- und Erdgasreserven in der Kurden-Re-
gion. Ihre Vermarktung müsste nach An-
sicht der Zentralregierung über Bagdad 
abgewickelt werden. Doch die kurdische 
Autonomiebehörde beschloss im Jahr 2007 
ihr eigenes Gesetz, das die Erschließung der 
Öl- und Gasfelder auch in den umstrittenen 
Gebieten zulässt. Trotz dieser verfassungs-
mäßigen Grauzone haben über 40 ausländi-
sche Ölfirmen, darunter Energieriesen wie 
Exxon, Total und Chevron, Verträge zur 
Nutzbarmachung der Ölfelder mit der kur-
dischen Autonomiebehörde geschlossen – 
zum Unmut der Zentralregierung, die diese 
unilateralen Verträge als verfassungswidrig 
betrachtet.  ❙11

Willensstarke Kurden in der Türkei. Den 
Kampf um die politisch-kulturelle Gleich-
berechtigung führt seit Jahrzehnten auch 
die kurdische Nationalbewegung in der 

❙8  	Vgl. David Devos, The Other Iraq, in: The Week-
ly Standard online vom 4. 3. 2013: www.weeklystan-
dard.com/articles/other-iraq_703143.html?page=1 
(14. 7. ​2013).
❙9  	Nicht verschwiegen werden sollten hierbei al-
lerdings die grassierende Korruption, Vetternwirt-
schaft, ökonomische Ungleichheiten sowie die Into-
leranz gegenüber nichtkurdischen Minderheiten in 
der ARK. Vgl. Denise Natali, The Kurdish Quasi-
State, New York 2010, S. 133 ff.
❙10  	Vgl. International Crisis Group (ICG) (ed.), Trou-
ble along the Trigger Line, Bagdad u. a. 2009.
❙11  	Vgl. dies. (ed.), Iraq and the Kurds, Bagdad u. a. 
2012.
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Türkei. ❙12 Obwohl mehrere Aufstände der 
türkeistämmigen Kurden die Republik seit 
ihrer Gründung 1923 herausgefordert ha-
ben, ist ihnen trotz staatsbürgerrechtlich for-
maler Gleichstellung die Anerkennung ihrer 
kulturellen Identität bislang verwehrt wor-
den. ❙13 Verschärft wird die Situation dadurch, 
dass die wirtschaftliche Lage in den kurdi-
schen Siedlungsgebieten in Südostanatolien 
im Vergleich zu anderen Teilen des Landes 
sehr schlecht ist und es auch kaum staatliche 
Förderprogramme gibt.  ❙14 Trotz Fortschrit-
ten im rechtlichen, politischen, ökonomi-
schen und kulturellen Status türkeistämmi-
ger Kurden,  ❙15 bleiben zentrale Forderungen 
der kurdischen Bewegung nicht erfüllt. Dazu 
gehören die Abschaffung der Zehn-Prozent-
Hürde bei Parlamentswahlen, die Einfüh-
rung des Kurdischen als gleichberechtigte 
Unterrichtssprache, die Freilassung von po-
litischen Häftlingen, die Stärkung der Kom-
munalverwaltungen und die Einführung fö-
deraler Elemente. Zwar keimten mit dem 
2013 gestarteten „Lösungsprozess“ neue 
Hoffnungen auf ❙16 – die direkten und halböf-
fentlichen Verhandlungen zwischen Staats-
vertretern und dem PKK-Führer Abdullah 
Öcalan, der seit 1999 in Haft sitzt, sind ein 
Novum. ❙17 Der Ausgang der türkisch-kur-
dischen Versöhnungsversuche bleibt jedoch 
ungewiss, hängt dieser nicht zuletzt wesent-

❙12  	Die Bewegung wird dominiert von der PKK, 
der KCK (Koma Civakên Kurdistan) und der offiziell 
anerkannten Kurden-Partei BDP. Vgl. Büşra Ersanlı 
et al., Türkiye Siyasetinde Kürtler, Istanbul 2012.
❙13  	Vgl. Hasan Cemal, Kürtler, Istanbul 2006; Baskın 
Oran, Türkiyeli Kürtler Üzerine Yazılar, Istanbul 
2010; Barış Ünlü/Ozan Değer (Hrsg.), Ismail Beşikçi, 
Istanbul 2011; Mesut Yeğen, Son Kürt Isyanı, Istan-
bul 2012.
❙14  	Vgl. TÜİK (ed.), Income and Living Conditions 
Survey 2011, www.tuik.gov.tr/MicroVeri/GYKA_
Panel_2011/english/index.html (8. 8. 2013).
❙15  	Dazu zählen etwa die Zulassung kurdischer Fern-
sehsender, Kurdisch als Wahlfach an Schulen, die 
Einführung eines Kurdologie-Studiengangs an Uni-
versitäten.
❙16  	Vgl. Yılmaz Ensaroğlu, Turkey’s Kurdish Ques-
tion and the Peace Process, in: Insight Turkey, 15 
(2013) 2, S. 7–17.
❙17  	Vgl. Cengiz Çandar, „Leaving the mountain“, Is-
tanbul 2012; ICG (ed.), The PKK and the Kurdish 
Settlement, Brüssel 2012; kritisch dagegen: Gülistan 
Gürbey, Die türkische Kurdenpolitik unter der AKP 
Regierung, GIGA Focus Nahost 11/2012, S.  1–8; 
Güneş Murat Tezcür, Prospects for Resolution of the 
Kurdish Question, in: Insight Turkey, 15 (2013) 2, 
S. 69–84.

lich davon ab, wie weit die Zugeständnisse 
der türkischen Regierung gehen werden (bis-
lang betonen sie einzig das Ende der Kampf-
handlungen), was auch die Glaubwürdigkeit 
und das gegenseitige Vertrauen beeinflusst.  ❙18

Politisch erwachte Kurden in Syrien. Die 
syrischen Kurden sind im Gegensatz zu den 
türkeistämmigen und irakischen politisch be-
ziehungsweise ökonomisch weniger stark. 
Das geht in erster Linie auf ihre geografi-
sche Zerstreuung, politische Fragmentierung 
und ihre geringeren ökonomischen Ressour-
cen zurück. ❙19 Ihr Hauptsiedlungsgebiet liegt 
in der al-Dschazira-Region im Nordosten, die 
von den Kurden auch als Rojava (Westkurdis
tan) bezeichnet wird. Da die Kurden als Ge-
fahr für den Baath-Nationalismus galten, wa-
ren sie jahrzehntelang Diskriminierung und 
Verfolgung ausgesetzt. ❙20 Diese reichten von 
einer sprachlich-kulturellen Ausgrenzung 
über die Unterdrückung von Parteien bis hin 
zur Ausbürgerung von über 100 000 Kurden 
im Jahr 1962. ❙21 

2004 brachen in der kurdischen Hochburg 
Qamischli Unruhen gegen das syrische Re-
gime aus, bei denen etliche Demonstranten von 
Sicherheitsbehörden erschossen und verhaftet 
wurden. ❙22 Die enorm fragmentierte politische 
Landschaft der Kurden hat damals ein konzen-
triertes und damit effektiveres Vorgehen gegen 
das autokratische System Assads unmöglich 
gemacht. ❙23 Der syrische Bürgerkrieg ❙24 änder-
te auch hier die Vorzeichen: Mit dem Rückzug 
des syrischen Militärs aus kurdischen Sied-
lungsgebieten bekamen Autonomiebestrebun-
gen Aufwind. Das politische Vakuum ließ je-

❙18  	Vgl. zum Misstrauen der Kurden gegenüber der 
AKP-Regierung: Burak Çopur, Die Türkei unter der 
Regierung Erdoğan, in: Bruno Schoch et al. (Hrsg.), 
Friedensgutachten 2012, Berlin 2012, S. 294–305.
❙19  	Vgl. Jordi Tejel, Syria’s Kurds, London u. a. 2009.
❙20  	Vgl. Michael M. Gunter, The Kurds ascending, 
New York 2011, S. 135 f.
❙21  	Mit Beginn des Bürgerkriegs 2011 versuchte Assad 
die Kurden zu gewinnen, indem er viele der geschätzten 
300 000 staatenlosen Kurden wieder einbürgern ließ.
❙22  	Vgl. Robert Lowe, The serhildan and the Kurdish 
national story in Syria, in: ders./Gareth Stansfield 
(eds.), The Kurdish Policy Imperative, London 2010, 
S. 161–179.
❙23  	Vgl. Kurd Watch (Hrsg.), Wer ist die syrisch-kur-
dische Opposition?, Berlin 2011.
❙24  	Vgl. Muriel Asseburg, Syrien: ziviler Protest, 
Aufstand, Bürgerkrieg und Zukunftsaussichten, in: 
APuZ, (2013) 8, S. 13 f.
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doch schnell innerkurdische Machtkämpfe 
aufleben. Erst durch die Vermittlung des nor-
dirakischen Kurden-Führers Masud Barzani 
vereinte sich die syrisch-kurdische Opposition 
im Kurdischen Nationalrat und gründete für 
die Selbstverwaltung der kurdischen Städte 
das Hohe Kurdische Komitee. ❙25 Die Autono-
miebestrebungen sind mit den Dynamiken des 
syrischen Bürgerkriegs eng verwoben: Zum ei-
nen werden auch die kurdischen Regionen ver-
mehrt zum Ziel von Anschlägen dschihadis-
tischer Gruppen wie die al-Nusra-Front mit 
zahlreichen zivilen Opfern. Zum anderen leh-
nen andere syrische Oppositionsgruppen das 
kurdische Bestreben ab: Der Chefkomman-
deur der Freien Syrischen Armee (FSA) Selim 
Idriss warnte bereits, dass er das Autonomie-
bestreben der Kurden nicht akzeptieren werde. 
Ein „Bürgerkrieg im Bürgerkrieg“ bleibt daher 
für Syrien keineswegs ausgeschlossen.

Machtlose Kurden im Iran. Auch die ira-
nischen Kurden sind Repressionen und Be-
nachteiligungen ausgesetzt. Die mehrheitlich 
sunnitischen Kurden passen mit ihrer eth-
nisch-religiösen Differenz nicht in das ho-
mogen definierte persisch-schiitische Ethni-
zitätskonzept des Iran. Dennoch waren es die 
Kurden im Iran, die 1946 den ersten (wenn 
auch kurzlebigen) offiziellen Kurden-Staat, 
Republik Mahabad, ausgerufen haben.  ❙26 Par-
teien wie die Demokratische Partei Kurdis-
tan im Iran (DPKI) oder die Komala sind ge-
fangen in politischen Grabenkämpfen und 
haben sich schon mehrmals gespalten; andere 
Organisationen wie die Kurdische Vereinig-
te Front oder die Koalition kurdischer Refor-
misten wurden von den Wahlen ausgeschlos-
sen. ❙27 Daneben versuchen manche Gruppen 
ihre Forderungen auch mit Waffengewalt 
durchzusetzen wie die Partei für ein Frei-
es Leben in Kurdistan (PJAK). Dabei scheut 
auch das iranische Regime nicht vor Gewalt 
zurück: Kurdische Oppositionelle wurden 
im Auftrag des Regimes auch im Ausland er-
mordet, wie etwa der Parteivorsitzender der 

❙25  	Vgl. ICG (ed.), Syria’s Kurds, Brüssel u. a. 2013. 
Derzeit dominieren die Partei der Demokratischen 
Union (PYD) und ihr militärischer Arm die „Volks-
verteidigungseinheiten“ (YPG) – beide syrische Ab-
leger der PKK – die Kurden-Region Syriens.
❙26  	Vgl. Abbas Vali, Kurds and the State in Iran, Lon-
don–New York 2011.
❙27  	Vgl. Hashem Ahmadzadeh, Kurdish politi-
cal mobilization in Iran, in: R.  Lowe/G.  Stansfield 
(Anm. 22), S. 180–191.

DPKI Abdul Rahman Ghassemlou 1989 in 
Wien oder sein Nachfolger Sadegh Scharaf-
kandi 1992 in Berlin. Das letzte prominente 
politische Opfer ist der kurdische Opposi-
tionelle Sivan Ghaderi, der 2005 von Sicher-
heitskräften getötet und anschließend mit 
einem Jeep durch die Straßen der Stadt Ma-
habad geschleift wurde. Daraufhin kam es 
in den kurdischen Gebieten zu Unruhen mit 
zahlreichen Toten und Verhaftungen.

Regionale Auswirkungen

Die oben skizzierten Konflikte zwischen den 
jeweiligen kurdischen Minderheiten und ih-
ren Regierungen sind mittlerweile paradig-
matisch miteinander verbunden.  ❙28 Insbe-
sondere die Auseinandersetzungen zwischen 
der Türkei und der syrischen Kurden-Partei 
PYD sowie die offene türkische Unterstüt-
zung für die FSA provozieren grenzüber-
schreitende Kampfhandlungen – und gefähr-
den damit die türkische und allgemein die 
regionale Stabilität. ❙29 Die Türkei befürch-
tet angesichts des Autonomiebestrebens der 
PYD einen regionalen Domino-Effekt und 
droht mit Konsequenzen – es drängen sich 
Parallelen auf zu den feindlichen Beziehun-
gen zwischen der Türkei und nordirakischen 
Kurden in den 1990er Jahren. ❙30 

Auch der Erfolg der Friedensgespräche 
zwischen dem türkischen Staat und der PKK 
hängt damit zusammen, welche Strategie lang-
fristig im Umgang mit der syrischen PKK-
Schwesterorganisation eingeschlagen wird: 
Scheitern die Gespräche mit der PKK und 
setzen parallel die Kurden in Syrien ihre De-
facto-Autonomie in einen De-jure-Status um, 
wird das vermutlich den Wunsch der türkei-
stämmigen Kurden nach mehr Eigenständig-
keit dynamisieren. Die Türkei ist jedoch aus 
innen- wie auch geopolitischen Gründen auf 
die Fortführung des Friedensprozesses ange-
wiesen. Innenpolitisch, da die Regelung der 
Minderheitenfrage eine wesentliche Baustel-
le des türkischen Demokratisierungsprozes-

❙28  	Vgl. David Romano, The Kurds and contempo-
rary regional political dynamics, in: R.  Lowe/G. 
Stansfield (Anm. 22), S. 42–57.
❙29  	Vgl. ICG (ed.), Syrian Spillover Risks for Turkey, 
Antakya u. a. 2013. 
❙30  	Heute ist die Türkei der wichtigste Wirtschafts-
partner der ARK.
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ses ist. Geopolitisch, da sich die PKK durch 
die Friedensgespräche auch langfristig aus der 
Einflusssphäre der (schiitischen) Zweckalli-
anz zwischen Damaskus und Teheran lösen 
könnte. ❙31 Damit eröffnet sich die Möglich-
keit für eine (sunnitische) türkisch-kurdische 
Zusammenarbeit, ❙32 die den Einfluss des Iran 
im Nahen Osten eindämmen könnte. Dass 
der Iran diese Entwicklung nicht hinnehmen 
möchte, zeigt sich unter anderem daran, dass 
Qassem Soleimani, Kommandeur der Quds-
Brigaden (eine Einheit der Iranischen Revo-
lutionsgarde), dem PKK-Oberkommandeur 
Murat Karayılan logistische Unterstützung 
und Waffen anbot, falls die PKK den einge-
schlagenen Friedenskurs aufgeben und wei-
terkämpfen sollte. ❙33 Gestärkt wird die tür-
kisch-kurdische Kooperation durch das 
Zusammenwirken mit den Kurden im Nord
irak – die wiederum benötigen die Türken als 
„Bollwerk“ gegen die irakische Zentralregie-
rung des Schiiten Nuri al-Maliki, der für sei-
ne Nähe zum Iran bekannt ist. ❙34

Die USA waren mit der Einrichtung der 
Flugverbotszone im Jahr 1991 Geburtshel-
fer der ARK. ❙35 Traditionell standen die US-
Regierungen den Kurden im Nordirak näher 
als der PKK und ihrer Schwesterorganisa-
tion in Syrien, weil sie stets auch Rücksicht 
auf die Interessen des NATO-Partners Tür-
kei nehmen mussten. Angesichts der aktuel-
len Entwicklungen im Zuge des „Arabischen 
Frühlings“ wird eine Neujustierung der eu-
ropäischen und US-amerikanischen Kurden-
Politik notwendig. Die Frage des Umgangs 
mit der PKK, die von der EU wie auch den 
USA als Terrororganisation eingestuft wird, 
berührt die Dynamiken des (regionalen) Kur-
den-Konflikts und beeinflusst somit auch die 
Sicherheitspräferenzen Washingtons und der 
europäischen Staaten mit Blick auf die Regi-
on insgesamt. Die Gefahr durch dschihadisti-
sche Gruppen im Nahen Osten unterstreicht 
zusätzlich die Notwendigkeit zur Zusammen-
arbeit mit allen säkularen Kräften der Region, 

❙31  	Vgl. Cengiz Çandar, Yeni jeopolitikte Türkiye, 
Öcalan, PKK, in: Radikal vom 24. 4. ​2013.
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zu denen auch die Mehrheit der verschiedenen 
kurdischen Bewegungen gehört. Die politi-
sche Emanzipation der Kurden ist ein wesent-
licher Baustein für eine weitere Befriedung 
und Demokratisierung der nahöstlichen Kri-
senregion, von der nicht nur regionale Staa-
ten, darunter Israel, sondern auch Anrainer, 
wie etwa EU-Mitgliedstaaten, profitieren. 
Vor diesem Hintergrund gilt es, die syrischen 
Kurden als Akteure der Friedenskonferenzen 
zu Syrien einzubeziehen.

Fazit

Die Kurden waren im 20.  Jahrhundert oft 
Spielball der Großmächte und hatten meis-
tens das Nachsehen, wenn es um die Durch-
setzung ihrer Interessen in der Region ging. 
Im 21. Jahrhundert scheinen sich die geopoli-
tischen Parameter des Nahen Ostens zu ihren 
Gunsten zu verändern. Doch sollte die Grün-
dung eines unabhängigen Kurdistans nicht 
vorrangiges Ziel sein: Einerseits wäre die 
Gründung eines solchen Staates mit Blick auf 
die kritische Haltung ihrer Heimatländer der-
zeit unrealistisch, andererseits haben die auf 
über vier Staaten verteilten Kurden zunächst 
genug interne Probleme zu lösen. Solche Ge-
dankenspiele würden die ohnehin fragile Ord-
nung der Region zusätzlich destabilisieren. 
Denkbar wären Modelle der ökonomischen 
Integration auf Basis einer stärkeren Autono-
mie an den Schnittstellen der kurdischen Sied-
lungsgebiete, die neben der regionalen Wirt-
schaft auch die Demokratiefähigkeit fördern 
würden. Die bestehenden Grenzen wären da-
mit de jure nicht aufgehoben, wären de facto 
aber weniger hinderlich bei der Institutionali-
sierung grenzüberschreitender Kooperations-
mechanismen. Damit würden sich auch neue 
Handlungsmöglichkeiten für ein gewaltfrei-
es Bestreben um weitere Selbstbestimmungs-
rechte eröffnen. Es gilt, das sich gegenwärtig 
öffnende window of opportunity für die Kur-
den – erstmals haben sie nach einem Jahrhun-
dert die Gelegenheit, ihre Rolle in der Region 
neu zu definieren – klug zu nutzen. Der Wes-
ten wäre gut beraten, den gewaltfreien Kampf 
für Selbstbestimmung mit Interesse zu beglei-
ten und dieses Mal die Rechnung im Nahen 
Osten nicht ohne die Kurden zu machen.


